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des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(23. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Behandlung wiederkehrender Leistungen bei der 

Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen 
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Berichterstatter : 
Abgeordneter Dr. Wahl 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf unverändert nach der Vorlage zuzustimmen. 

Bonn, den 11. April 1951 

Der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 

Dr. Laforet 
Vorsitzender 

Dr. Wahl 
Berichterstatter 




